Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2140 


Der Bundesminister für Familie und Jugend 

J 1 - 2980 - 


Bonn, den 8. April 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr. : Berufsausbildungsbeihilfen und Erziehungsbeihilfen 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Böhme 
(Hildesheim), Kubitza und Genossen 
— Drucksache IV/2094 — 

Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Böhme (Hil- 
desheim), Kubitza und Genossen beantworte idi im Einver- 
nehmen mit den Herren Bundesministern des Innern, für Ar- 
beit und Sozialordnung, für Wirtschaft und der Finanzen wie 
folgt : 

1. Auf welchen rechtlichen Grundlagen und in welchem Um- 
fange hat die öffentliche Hand im Jahre 1963 Berufsausbil- 
dungs- und Erziehungsbeihilfen geleistet? 

Berufsausbildungs- und Erziehungsbeihilfen werden von Bund, 
Ländern und Gemeinden auf verschiedenen rechtlidien Grund- 
lagen geleistet. 

Innerhalb der bundesgesetzlichen Regelungen ist zwischen der 
sogenannten Kategorienförderung und der allgemeinen Aus- 
bildungsförderung zu unterscheiden. Unter Kategorienförderung 
ist die Förderung bestimmter Gruppen von Personen zu ver- 
stehen, die durch den Krieg und seine Folgen einschließlich 
der infolge der Spaltung Deutschlands verursachten Flucht aus 
der sowjetisch besetzten Zone, ferner durch nationalsoziali- 
stische Verfolgungsmaßnahmen geschädigt worden sind. Recht- 
liche Grundlagen sind das Bundesversorgungsgesetz in Ver- 
bindung mit der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge, das Ge- 
setz über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsge- 
fangenen, das Lastenausgleichsgesetz mit den hierzu ergange- 
nen Weisungen und Durchführungsbestimmungen, das Gesetz 
zur allgemeinenRegelung durch den Krieg und den Zusammen- 
bruch des Deutschen Reiches entstandener Schäden (Allgemeines 
Kriegsfolgengesetz), das Bundesevakuierterigesetz, das Heim- 
kehrergesetz, das Häftlingshilfegesetz sowie das Bundesgesetz 
zur Entschädigung der Opfer der nationalsozialistischen Ver- 
folgung (Bundesentschädigungsgesetz), ferner — auf haushalts- 
rechtlicher Grundlage — die Richtlinien für den Bundesjugendplan 
zur Eingliederung jugendlicher Zuwanderer mit den Sonderbe- 
stimmungen des Bundesministers des Innern für Abiturienten, 
Praktikanten und Studierende an nichtwissenschaftlichen Hoch- 
schulen. 
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Unter allgemeiner Ausbildungsförderung ist die Förderung der 
auszubildenden Personen ohne Zugehörigkeit zu einer bestimm- 
ten Gesdiädigtengruppe zu verstehen. Sie umfaßt die Ausbil- 
dungsförderung nach dem Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung in Verbindung mit den Richtlinien des 
Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung und nach dem Bundessozialhilfege- 
setz. Auf haushaltsrechtlicher Grundlage beruhen im Rahmen 
von besonderen Bewillignngsbedingungen die Förderungsmaß- 
nahmen für Studierende an wissenschaftlichen Hochschulen 
(Honnefer Modell) und für andere Personengruppen, darunter 
besonders die Förderungsmaßnahmen des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für jugendliche Berufs- 
angehörige der Landwirtschaft, der ländlichen Hauswirtschaft, 
des Gartenbaus sowie der Forst- und Holzwirtschaft. 

Die Aufwendungen für die genannten Personengruppen können 
für das Jahr 1963 noch nicht beziffert werden, weil die Sta- 
tistiken in verschiedenen Förderungsarten noch nicht abge- 
sdilossen sind. Für das Rechnungsjahr 1962 betrugen sie in 
den folgenden Förderungsarten [Bundesgebiet einschließlich 


Berlin (West)]: 

1. Kriegsopferfürsorge nadi dem BVG’) . . 153,0 Mio DM 

2. Lastenausgleichsgesetz^) 41,0 Mio DM 


3. Heimkehrergesetz und Häftlingshilfegesetz 0,253 Mio DM 

4. Bundesjugendplan, 

Beihilfen zur Eingliederung jugendlicher 


Zuwanderer, allgemein 15,0 Mio DM 

5. Arbeitsverwaltung (AVAVG) 27,9 Mio DM 

6. Sozialhilfe 21,4 Mio DM 

7. Honnefer ModelU) und 

Förderung zugewanderter Studierender 
an wissensdiaftlichen Hochschulen . . . 41,4 Mio DM 

8. Studicnstiftungen"^) 5,037 Mio DM 

9. Zugewanderte Abiturienten und 
Studierende an nichtwissenschaftlichen 

Hochschulen 4,3 Mio DM 

10. Haushaltsmittel des 

Bundesministers für Ernährung, 

Landwirtsdiaft und Forsten 2,459 Mio DM 


Sa. 311,749 Mio DM 

Ü umfaßt auch die Ausbildungsbeihilfe im Rahmen der Unterhaltshilfe für 
Angehörige von Kriegsgefangenen 

2) umfaßt auch die Ausbildungsbeihilfe im Rahmen des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes und des Bundesevakuiertengesetzes 
fördert nur Studierende an wissenschaftlichen Hochschulen — Bund 41,4 
Mio DM, Länder 23,6 Mio DM 
Studienstiftung des deutschen Volkes, 

Evang. Studienwerk Villigst, 

Kath, Cusanus-Werk, Friedrich-Ebert-Stiftung und 
Stiftung „Mitbestimmung" des DGB 
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Die Länder fördern die Studenten an sonstigen Hochschulen 
sowie an Ingenieurschulen auf Grund eigener Richtlinien und 
Erlasse nach den Grundsätzen des Honnefer Modells, Nach der 
''Veröffentlichung der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
über die Kulturpolitik der Länder 1961 und 1962", S. 259, waren 
für diese Bereidie im Jahr 1962 36,95 Mio DM, im Jahr 1963 
42,26 Mio DM vorgesehen. 

In den Bereichen des allgemeinbildenden und berufsbildenden 
Schulwesens einschließlich des Zweiten Bildungsweges fördern 
die Länder durch Erziehungsbeihilfen in unterschiedlichem Maße 
entsprechend den örtlichen Gegebenheiten, teils mit, teils ohne 
Anwendung von Einkommensgrenzen nach Verwaltimgsermes- 
sen. Die Höhe der tatsächlich gewährten Erziehungsbeihilfenist 
wegen des Einfließens kommunaler Mittel nur schwer über- 
schaubar und bisher statistisch nicht erfaßt. 

2. Aus welchem Grund ist die Bundesregierung dem Ersuchen 
des Deutsdien Bundestages vom 8. April 1959 noch nicht 
nachgekommen, „möglidist bald den Entwurf eines umfas- 
senden Gesetzes über die Gewährung von Berufsausbildungs- 
und Erziehungsbeihilfen für Kinder und Jugendliche vor- 
zulegen" ? 

Der Buiidesminister für Familie und Jugend hat im Zusammen- 
wirken mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
und dem Bundesminister des Innern seit 1959 laufend um- 
fangreiche Vorarbeiten für die Erarbeitung eines Ausbildungs- 
beihilfengesetzes geleistet. Es wurde nicht nur eine Bestands- 
aufnahme über die rechtlichen Grundlagen erstellt, nach denen 
Ausbildungs - und Erziehungsbeihilfen geleistet werden, sondern 
auch eine Gegenüberstellung der Anspruchsvoraussetzungen 
und der Leistungen vorgenommen. Ferner wurden die Möglich- 
keiten der Koordinierung der verschiedenen Förderungssysteme 
geprüft und der Finanzbedarf für ein Ausbildungsbeihilfengesetz 
errechnet. Die genannten Ressorts haben sodann gemeinsam auf 
der Grundlage des Artikels 74 Nr. 7 des Grundgesetzes den 
Referentenentwurf eines Ausbildungsbeihilfengesetzes nadr dem 
Stand vom 10. Juli 1962 und vom 27. März 1963 erarbeitet. 
Der Entwurf ist jeweils den Bundesressorts, den Ländern, der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung sowie den fachlich interessierten Verbänden zugeleitet 
worden und liegt — unter Berücksichtigung der gegebenen An- 
regungen — nunmehr in neuer Fassung vor. 

Einige Länder haben gegen den Entwurf eingewendet, daß er 
über die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes nach Artikel 74 
Nr. 7 des Grundgesetzes hinausgehe. Das Land Hessen hat die 
Zuständigkeit des Bundes überdies mit der Behauptung be- 
stritten, der Entwurf trage bildungspolitischen Charakter; er 
strebe eine allgemeine Begabtenförderung an, während die 
sozialpolitische Komponente, nämlich die Berücksidatigung einer 
fürsorgerechtlich relevanten Notlage, dahinter zurücktrete. 
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3. Wird die Bandesregierug dem Ersuchen des Bundestages 
noch in dieser Wahlperiode nadikommen? 

Die Bundesregierung ist unverändert der Auffassung, daß die 
Förderung der Ausbildung unserer Jugend zu den vordring- 
lichsten Aufgaben unserer Zeit gehört. Sie sieht hierin eine 
gesellschafts- und staatspolitische Verpflichtung, die vor allem 
im Blick auf die geistige und wirtschaftliche Zukunft unseres 
Volkes erfüllt werden muß. Die Bundesregierung bleibt des- 
halb bemüht, dem Deutschen Bundestag noch in dieser Wahl- 
periode den Entwurf eines Ausbildungsbeihilfengesetzes vor- 
zulegen. Sie muß jedocii darauf hinweisen, daß zur Zeit nodi 
verfassungsrechtliche Bedenken der Länder fortbestehen. Die 
Bundesregierung ist bemüht, alsbald darüber Besprechungen 
mit den Ministerpräsidenten der Länder zu führen mit dem 
Ziel, diese Bedenken auszuräumen. Von dem Ausgang dieser 
Besprechung wird es abhängen, wann und mit welchem Inhalt 
der Entwurf eines soldien Gesetzes vorgelegt werden kann. 

Dr. Heck 
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